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Höher das Banner der nationalen Einheit 
und des Kampfes für Frieden und Demokratie

Von Prof. Dr. KARL POLAK, Berlin

I
Die Entwicklung der internationalen Lage inner

halb des letzten Jahres sowie die — eng damit zu
sammenhängende — politische Entwicklung der 
Lage Deutschlands hat die Grundfragen unserer 
Nation, die Herstellung der staatlichen Einheit und 
nationalen Selbstbestimmung und damit die Frage 
der Bildung unseres gesamtdeutschen, demokrati
schen Nationalstaates, erneut in das Zentrum aller 
politischen Probleme gerückt. Die Initiative, die die 
Regierung der UdSSR mit der Note vom 15. August 
dieses Jahres für die Herstellung der staatlichen 
Einheit und nationalen Selbstbestimmung des deut
schen Volkes ergriff, die darauf folgenden Verhand
lungen unserer Regierung mit der Regierung der 
UdSSR, die zu dem Erlaß der deutschen Repara
tionszahlungen und zu anderen bedeutsamen Maß
nahmen hinsichtlich der Erleichterung der finan
ziellen Verpflichtungen der Deutschen Demokrati
schen Republik führten, zeigt allen Völkern, daß die 
UdSSR, die Hauptkraft des Friedenslagers, unver
rückbar zu dem Grundsatz des Selbstbestimmungs
rechts der Völker steht. Das nationale Selbstbestim
mungsrecht des deutschen Volkes fand im Pots
damer Abkommen seinen Niederschlag. Die Regie
rung der UdSSR verteidigt diese Rechte des deut
schen Volkes und fordert von den imperialistischen 
Regierungen der USA, Englands und Frankreichs 
die Einhaltung der in diesem Abkommen gegenüber 
dem deutschen Volk übernommenen Verpflichtun
gen. Diese machtvolle Initiative der Regierung der 
UdSSR fällt in einen Zeitpunkt, in dem die Gegen
sätze im imperialijstischen Lager sich zuspitzen 
und der amerikanische Imperialismus empfindliche 
Rückschläge erleidet. Der Waffenstillstand in 
Korea, die Wahlen in Italien, die Streiks in Frank
reich sind Niederlagen der Politik des amerikani
schen Imperialismus in Ostasien wie auch in West
europa. Die Kriegshetzer spüren, daß ihrer Macht 
eine Grenze gesetzt ist, daß das Wesen ihrer Poli
tik von den Völkern in steigendem Maße durch
schaut wird, daß mit steigender politischer Bewußt
heit die Völker für die Verteidigung ihrer demo
kratischen Rechte und Freiheiten in den Kampf 
gehen.

II
Um ihren Einfluß in Westeuropa zu retten, kon

zentrieren die amerikanischen Imperialisten ihre 
ganze Kraft auf Westdeutschland. Die westdeutsche 
Bundesrepublik soll die Hochburg des amerikani
schen Imperialismus in Westeuropa werden. Die 
amerikanischen Imperialisten scheuen vor keinem 
Mittel zurück, um die deutsche Nation zu spalten, 
die Demokratie zu unterdrücken, die?1 westdeutsche 
Bevölkerung in das Werkzeug ihrer Politik zu ver
wandeln.

Es gelang Adenauer nicht, die erste Legislatur
periode des Bonner Bundestages mit dem Abschluß 
der Bonner und Pariser Verträge zu krönen und 
damit die „Integration“ Westdeutschlands in eine 
„Westeuropa-Union“ zu vollenden. Der auf der 
Grundlage des Wahlgesetzes von 1949 gewählte 
Bundestag sowie die formal-demokratischen Insti
tutionen des Bonner Grundgesetzes versperrten 
ihm den Weg. Es bedurfte eines neuen ungeheuer
lichen Angriffs auf die demokratischen Rechte der 
westdeutschen Bürger, es bedurfte der vollen Zer
störung der demokratischen Rechte und Freiheiten, 
um die Politik der imperialistischen Versklavung 
der westdeutschen Bevölkerung fortsetzen zu kön
nen. Adenauer beschritt den Weg der faschistischen 
Diktatur. Er beseitigte das Wahlgesetz von 1949 
und schuf eine Wahlordnung, die nur den großen, 
von den westlichen Besatzungsmächten privilegier
ten Parteien den Zutritt zum neuen Parlament ge
währte. Die Wahl selbst fand unter den Bedin
gungen der Okkupation Westdeutschlands durch 
die imperialistischen Mächte statt, die an dem Sieg 
Adenauers alles Interesse hatten. Die Regierung 
der USA mischte sich mit unverhohlenen Drohun
gen in die Wahl ein. Der gesamte Staatsapparat 
stellte sich zur Zeit der Vorbereitung und Durch
führung der Wahl in den Dienst Adenauers. In den 
Kirchen wurde von der Kanzel gegen alle Gegner 
Adenauers gehetzt und seine Wahl propagiert. 
Summen, die in die Millionen gingen, flössen ihm 
aus den Kassen der Monopolisten für Wahlpro
paganda zu.

Der Wahlausgang kann aber niemanden über die 
Tatsache hinwegtäuschen, daß die faschistischen 
und imperialistischen Kräfte in Deutschland ver
geblich darum ringen, ihre alten Machtpositionen 
wiederzugewinnen. Die Schwächung, die sie durch 
den welthistorischen Sieg der Sowjetarmee über 
Hitler-Deutschland und durch die Gründung der 
Deutschen Demokratischen Republik, des Staates 
der Arbeiter und Bauern, erfahren haben, läßt sich 
durch keine Betrugswahl aus der Welt schaffen. 
In einem Drittel Deutschlands hat die Demokratie 
ihren festen und unbesiegbaren Hort errungen, 
kann die politische Macht der Werktätigen sich ent
wickeln. Von hier aus wird dem ganzen deutschen 
Volk das Beispiel friedlicher Aufbauarbeit und all
seitiger Entfaltung der Demokratie gegeben. Es 
wäre überdies falsch zu glauben, daß alle diejeni
gen, die, durch offenen Zwang oder durch Betrug, 
Lüge oder Verhetzung irregeführt, ihre Stimme 
für Adenauer abgaben, den Krieg und die nationale 
Spaltung wollten.

„Es wäre verhängnisvoll, den Ausgang der 
westdeutschen Wahlen als eine wirkliche Sta
bilisierung der Adenauer-Regierung zu betrach
ten. Das Gegenteil ist der Fall. Die inneren
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